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232 Verordnung 
über Verſicherungspflicht, Verſicherungsberechtigung und Grundlöhne in der 
Krankenverſicherung. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 451) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstags für ſoziale An⸗ 
gelegenheiten folgendes verordnet: 

A. Verſicherungspflicht. 
5. 

Im 8 165 Abſ. 1 Nr. 6 und Abſ. 2, im § 577 Abſ. 1 und im § 1084 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung in der Faſſung der Verordnung über Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung vom 
27. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 483) wird das Wort „zweihundertundviertauſend“ erſetzt durch das Wort 
„ſiebenhundertundzwanzigtauſend“. 


% 


Für Mitglieder von Erſatzkaſſen, die wegen Überſchreitens der geſetzlichen Verdienſt⸗ oder Ein. 
kommensgrenze aus der Verſicherungspflicht ausgeſchieden ſind, ihr aber infolge dieſer Verordnung wieder 
unterſtellt werden, bedarf es für das Ruhen der Rechte und Pflichten bei ihrer Krankenkaſſe keines An⸗ 
trags. Vorausſetzung iſt, daß die Mitgliedſchaft am Tage der Verkündung dieſer Verordnung beſteht, 
und daß jene Rechte und Pflichten bis zum Ausſcheiden aus der Verſicherungspflicht geruht haben. 

Der Arbeitgeber iſt von der Meldepflicht für ſolche Verſicherungspflichtige befreit, wenn ihm die 
Mitgliedſchaft bei der Erſatzkaſſe, an die er ſeinen Beitragsteil abzuführen hat, und das Ruhen der 
Rechte und Pflichten bei der zuſtandigen Krankenkaſſe vor Ablauf der Meldefriſt nachgewieſen werden. 

§ 3. e x 

Wer einer Erſatzkaſſe angehört und auf Grund der Vorſchrift des S 1 in einer knappſchaftlichen 
Krankenkaſſe verſicherungspflichtig wird, weil ſein regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt zweihundertundvier⸗ 
tauſend Mark überſteigt, kann von der Verſicherungspflicht bei der knappſchaftlichen Krankenkaſſe befreit 
werden, wenn er es bei ihr binnen ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſer Vorſchrift beantragt. Dem 
Antrag muß ſtattgegeben werden, wenn die Mitgliedſchaft bei der Erſatzkaſſe bereits länger als ſechs 
Monate beſtanden hat. 

SH 

Wer in der Zeit vom 1. November 1922 wegen Überſchreitens der Verdienſt⸗ oder Einkommens⸗ 
greuze von zweihundertundviertauſend Mark aus ſeiner Krankenkaſſe oder knappſchaftlichen Krankenkaſſe 
ausgeſchieden iſt, kann bei dieſer Kaſſe binnen ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſer Vorſchrift die 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 24. 12. 1922). 
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Wiederaufnahme als Mitglied gemäß § 313 der Reichsverſicherungsordnung beantragen, ſofern er beim 
Ausſcheiden zur Weiterverſicherung berechtigt war und nicht jetzt nach § 1 verſicherungspflichtig iſt. 
Die Kaffe kann den Berechtigten, wenn er ſich zum Beitritt meldet, ärztlich unterſuchen laſſen. 
Eine Erkrankung, die beim Wiedereintritt bereits beſteht, begründet für dieſe Krankheit keinen Anſpruch 
auf Kaſſenleiſtung. Er 
0. 


Sind Perſonen, deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdieuſt mehr als zweihundertundviertauſend 
Mark, aber nicht mehr als ſiebenhundertundzwanzigtauſend Mark betragt, vor dem Inkrafttreten dieſer 
Vorſchrift trotz Überſchreitens der für ihre Verſicherungspflicht maßgebenden Verdienſtgrenze von ihrer 
Krankenkaſſe oder knappſchaftlichen Krankenkaſſe weiter wie verſicherungspflichtige Mitglieder behandelt 
worden, ſo kann dieſe Mitgliedſchaft nachträglich nicht mehr angefochten werden. Dies gilt auch für 
Hausgewerbetreibende mit einem jährlichen Einkommen von mehr als zweihundertundviertauſend aber 
nicht mehr als ſiebenhundertundzwanzigtauſend Mark ſowie für ſolche Falle, in denen beim Inkrafttreten 
dieſer Vorſchrift ein Streitverfahren ſchwebt. Er 
3 
Wer die für feine Verſicherungspflicht maßgebende Verdienſtgrenze von ſiebenhundertundzwanzig⸗ 
tauſend Mark überſchreitet, ohne ſeinen Arbeitgeber oder ſeine Stellung zu wechſeln, ſcheidet erſt mit 
dem erſten Tage des vierten Monats nach Überſchreiten der Verdienſtgrenze aus der Verſicherungspflicht aus. 
Das gleiche gilt ſinngemaß für Hausgewerbetreibende bei Überſchreiten der Einkommensgrenze 
von ſiebenhundertundzwanzigtauſend Mark 
B. Verſicherungsberechtigung. 
8 7 
Im 8 176 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des § 5 des Geſetzes über Ver⸗ 
ſicherungspflicht, Verſicherungsberechtigung und Grundlöhne in der Krankenverſicherung vom 7. März 1922 
(Geſetzbl. S. 63) wird das Wort „vierzigtauſend“ erſetzt durch das Wort „vierhundertundachtzigtauſend“. 
§ 8. 
Sind Perſonen, die nach § 7 verſicherungsberechtigt ſind, vor Inkrafttreten dieſer Vorſchrift 
von einer Krankenkaſſe bereits als freiwillige Mitglieder aufgenommen worden, obgleich ihr jahrliches 
Geſamteinkommen vierzigtauſend Mark überſtieg, Jo gilt § 5 entſprechend. 


C. Grundlöhne. > 


8 * 

Im 8 180 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung über Grund— 
Löhne bei den Krankenkaſſen vom 27. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 484) werden das Wort „einhundert 
undachtzig“ durch das Wort „ſechshundert“ und das Wort „fünfhundert“ durch das Wort „achtzehn: 
hundert“ erſetzt. 

§ 10. 

Einer Satzungsänderung wegen der Erhöhung des Grundlohns nach 8 9 bedarf es bis zu einer 
weiteren geſetzlichen Anderung des § 180 der Reichsverſicherungsordnung nur, wenn auch die bisher bei 
der Kaſſe beſtehenden Mitgliederklaſſen oder Lohnſtufen geandert werden ſollen. Die nicht hierunter 
fallenden Anderungen des Grundlohns hat inzwiſchen der Kaſſenvorſtand feſtzuſetzen; eines Beſchluſſes 
des Kaſſenausſchuſſes bedarf es bei Kaſſen nicht, bei denen die Höchſtgrenze des Grundlohns ſchon bis— 
her mehr als einhundertundachtzig Mark betrug, bei auderen Kaſſen nur dann, wenn die Höchſtgrenze 
auf mehr als ſechshundert Mark feſtgeſetzt werden ſoll. * 

Mitglieder, deren Grundlohn danach die bisher bei der Kaſſe vorgeſchriebene Höchſtgrenze über⸗ 
ſteigt, haben auf die ihrem neuen Grundlohn entſprechenden höheren Kaſſenleiſtungen erſt vom dreiund⸗ 
vierzigſten Tage nach dem Inkraftreten der Satzungsänderung oder des Vorſtandsbeſchluſſes (Abſ. 1) ab 
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Anſpruch. Auf Verſicherungsfälle, die beim Inkrafttreten dieſer Vorſchrift bereits eingetreten ſind, hat 
die Anderung des Grundlohns keinen Einfluß. 8 
8 
Für Beſchäftigte, die zur Mitgliedſchaft bei einer Orts-, Land- oder Innungskrankenkaſſe oder 
bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe verpflichtet ſind und für die nach dieſen Vorſchriften ein höherer 
Grundlohn in Betracht kommt als der bisherige höchſte Grundlohn ihrer Kaſſe, haben die Arbeitgeber 
der Kaſſe bis zum 30. Dezember 1922 die zur Berechnung der Beiträge erforderlichen Angaben zu machen. 
Zuwiderhandlungen werden gleich Zuwiderhandlungen gegen § 318 der Reichsverſicherungs⸗ 


orduung beſtraft. 
D. Schlußbeſtimmungen. 


1 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Die Friſt zur Meldung der Perſonen, die durch dieſe Verordnung der Verſicherungspflicht neu 
unterſtellt werden, wird bis zum 30. Dezember 1922 erſtreckt, ſoweit fie nicht nach § 317 der Reichs. 
verſicherungsordnung darüber hinauslauft. 

Danzig, den 13. Dezember 1922. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Franck. 


233 Senat hat folgende Verordnung dbeſchloſſen, die hiermit verkündet wird: 
Dritte Verordnung, 
betreffend die Gebühren der Rechtsanwälte. Vom 12. Dezember 1922. 


Auf Grund des Artikels II des Geſetzes „betreffend Anderung der Gerichtskoſtengeſetze und 
betreffend die Gebühren der Rechtsanwälte uſw.“ vom 23. Dezember 1921 — Geſetzblatt Seite 313 — 
wird nach Anhörung des Vorſtandes der Anwaltskammer verordnet: 

Seal. 

Der dem Rechtsanwalte von den Pauſchſaͤtzen zuſtehende e Teuerungszuſchlag beträgt 

bis auf weiteres 1500 vom Hundert. 55 


Die Sätze des § 78 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der Faſſung des Geſetzes 
„betreffend die Anderung der Gerichtskoſtengeſetze und betreffend die Gebühren der Rechtsanwälte uſw.“ 
vom 23. Dezember 1921; (Geſetzblatt Seite 313) betragen bis auf weiteres 

bei Gefchäftsreifen nach beſonders teueren Orten im Sinne der Verordnung des 
Senats vom 4. Juli 1921 (Staatsanzeiger Seite 220) das Tagegeld 1500 M, 
die Vergütung für ein Nachtquartier 800 M, 


das Tagegeld 1000 M, 
die Vergütung für das Nachtquartier 500 M, 
die Vergütung für Wegeſtrecken, die nicht auf Eiſenbahnen, Schiffen oder ſonſtigen 
öffentlichen regelmäßigen Verkehrsmitteln zurückgelegt werden, 10 M für jedes angefangene 
Kilometer des Hin- und Rückwegs. 
Beanſprucht die Geſchäftsreiſe nicht mehr als vier Stunden, ſo ermäßigt ſich das Tagegeld auf 
die Hälfte. 


Artikel IV des Geſetzes vom 23. Dezember 1921 — Geſetzblatt 313 — wird durch dieſe Ver⸗ 
ordnung nicht berührt. 


im übrigen 
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SA, 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Die Artikel TTS 7 und 
Artikel V S 1 des Geſetzes „betreffend die Anderung der Gerichtskoſtengeſetze und betreffend die Gebühren 
der Rechtsanwälte uſw.“ vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt Seite 313) finden entſprechende Anwendung. 
Danzig, den 12. Dezember 1922. 


3 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


234 Verordnung 
zur Anderung der Poſtſcheckordnung. 


Auf Grund der Artikel 39 und 115 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 10 
des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 Geſetzblatt S. 53 ff. wie folgt geändert: 

1. Im § 3 Abſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „10000 Mark“ geſetzt: „100 000 Mark“. 

2. Im § 8 Abſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „10000 Mark“ geſetzt: „100000 Mark“. 

3. Im 8§ 9 Abſ. 1 wird ſtatt „100000 Mark“ geſetzt: „500 000 Mark“. 

4. Im 8 9 Abſ. 8 Unterabfatz 2 Satz 1 wird ſtatt „10000 Mark“ geſetzt: „20000 Mark”. 

5. Im 8 9 Abſ. 10 Unterabfa 1 Satz 1 wird ſtatt „10000 Mark“ geſetzt: „100000 Mark. 

6. Im § 9 Abſ. 10 Unterabſatz 2 Satz 1 wird ſtatt „10000 Mark‘ geſetzt: „10000 Mark“ 

Die Anderungen treten am Tage der Verkündigung in Kraft. 


Danzig, den 14. Dezember 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 
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Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


